
 
 

Protokollauszug 
aus der 

28. öffentliche/nicht öffentliche Sitzung der Stadtverordnetenversamm-
lung der Landeshauptstadt Potsdam  

vom 04.05.2022 

 
öffentlich 
Top 8.3 Schaffung und langfristige Sicherung von bezahlbarem Wohnraum in ganz 

Potsdam 
22/SVV/0367 
an Gremium überwiesen 

 
Der Antrag wird namens der Fraktionen SPD und DIE LINKE von der Stadtverordneten 
«VOVERF» eingebracht sowie die Überweisung in die Ausschüsse für Gesundheit, Soziales, 
Wohnen und Inklusion, für Stadtentwicklung, Bauen, Wirtschaft und Entwicklung des länd-
lichen Raumes sowie in den Hauptausschuss beantragt. 
 
Abstimmung: 
Die Überweisung in die oben genannten Ausschüsse einschließlich des Änderungsantrages 
der Fraktion CDU vom 03.05.2022 wird  
 
mit Stimmenmehrheit angenommen. 
 
Beschlussvorschlag: 
Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 
 
Der Oberbürgermeister wird beauftragt, bereits beschlossene Maßnahmen zur Sicherung bezahl-
baren Wohnraums und zur Begrenzung des Mietanstiegs in Potsdam mit einem Programm zur 
beschleunigten Schaffung zusätzlichen Wohnraums zu bündeln, ihnen in der Verwaltung höchste 
Priorität einzuräumen und die notwendigen Ressourcen durch entsprechende organisatorische 
Maßnahmen bereitzustellen. 
 
Gemeinsam mit der ProPotsdam, den Genossenschaften und weiteren Akteuren der Wohnungs-
wirtschaft soll ein zeitnah realisierbares Programm zur Schaffung von zusätzlichem bezahlbarem 
Wohnraum in der Landeshauptstadt Potsdam abgestimmt und der Stadtverordnetenversamm-
lung zur Entscheidung vorgelegt werden. Darin sollen kurzfristig aktivierbare Potentiale für be-
zahlbaren Wohnraum gebündelt und deren Genehmigungsverfahren, nach dem Grundsatzbe-
schluss der SVV, priorisiert werden. 
Das Programm soll die während der Corona-Pandemie zurückgegangene Neubautätigkeit von 
bezahlbarem mehrgeschossigem Wohnraum kompensieren. Damit soll insbesondere die Nach-
frage nach Wohnungen mit Benennungs- und Besetzungsrechten durch die LHP wieder besser 
erfüllt werden können aber auch nachhaltig und langfristig nutzbarer Wohnraum für Geflüchtete 
und andere Bedarfsgruppen geschaffen werden. Ergänzend soll das Programm preisgedämpf-
tem Wohnraum für mittlere Einkommen enthalten.  
Das Programm soll zu einem behutsamen Wachstum der Stadt beitragen, das der ökologischen, 
sozialen und ökonomischen Nachhaltigkeit verpflichtet ist. Daher soll es das gesamte Stadtgebiet 
in den Blick nehmen, bevorzugt bereits versiegelte Flächen nutzen, die städtische Kulturland-
schaft respektieren, Ressourcen schonen sowie bereits vorhandene oder geplante soziale Infra-
struktur (Kita, Schule, ÖPNV etc.) berücksichtigen. 
 
Zu Umsetzung wird der Oberbürgermeister insbesondere beauftragt, 



• mit den genannten Partnern kurzfristig zusätzliche geeignete Wohnungs- und Nachver-
dichtungsbauflächen zu identifizieren, 

• durch geeignete Maßnahmen die zügige Bearbeitung der Genehmigungsverfahren der im 
Programm priorisierten Bauvorhaben zu gewährleisten,  

• im Sinne einer zügigen Realisierung Ermessensspielräume nach §§34, 35 BauGB und 
hilfsweise auch nach §246 BauGB zu nutzen,  

• im Eigentum der LHP befindliche Grundstücke in das Vermögen der ProPotsdam einzu-
bringen, wenn sie kurzfristig im Rahmen des Programms als Wohnungsbaufläche nutzbar 
sind (außer Klein- und Erholungsgärten); 

• Empfehlungen und Konzepte für den flächenoptimierten Neubau zu berücksichtigen und 
umzusetzen,  

• möglichst Bauformen zu nutzen, die eine schnelle bauliche Realisierung ermöglichen 
(Typenbauten, Serielles Bauen, Holz- und Hybridbauweise, etc.).  

• Verwaltungsorganisatorische Maßnahmen zu treffen, die sicherstellen, dass die Aufga-
benstellung prioritär und mit den notwendigen Ressourcen [unter einer gemeinsamen Lei-
tung] durch die verschiedenen beteiligten Fachbereiche bearbeitet wird, um Reibungsver-
luste zu minimieren 

 
Entscheidungen im Rahmen des Programms (wie notwendige Bebauungspläne bzw. Teilbebau-
ungspläne) sollen von der SVV zügig und mit höchster Priorität beraten und entschieden werden 
können. Von der Verwaltung angezeigte Zielkonflikte strittiger Entscheidungen sollen der SVV 
als Einzelfall zügig zur Entscheidung vorgelegt werden.  
 
 
 
 

 


